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KIRCHLICHES ARBEITSGERICHT 
 
 

 Urteil 
 
 
 
 
In dem kirchlichen Arbeitsgerichtsverfahren 
 
 

 
 
 
 

Kläger 
 
 

gegen 
 
 
MAV  
 
 

Beklagte 
 

 
wegen: Ersetzung der Zustimmung1 
 
 
 
 
 
 
hat das Kirchliche Arbeitsgericht der Diözese Rottenburg-Stuttgart durch den Vorsit-
zenden Richter am Kirchlichen Arbeitsgericht Mayerhöffer und die Beisitzenden Rich-
ter am Kirchlichen Arbeitsgericht Schmid und Swacek am 21.03.2014 
 
 
 
 

für Recht erkannt: 
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1. Die Klage wird abgewiesen. 
 
2. Verfahrenskosten vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht werden nicht erhoben. 
 
3. Die Revision wird nicht zugelassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tatbestand 
 

 
Der Kläger begehrt die Ersetzung der Zustimmung zur Eingruppierung einer Sozial-

pädagogin in die Entgeltgruppe S 11, Entgeltstufe 5 des Anhangs B der Anlage 33 

der AVR. 

Frau D. wurde zum 01.09.2013 beim Kläger als Sozialpädagogin angestellt. Die Ein-

stellung ist befristet und vom Beschäftigungsumfang eine Teilzeitstelle, deren Um-

fang von der Anzahl der zu Betreuenden abhängt. Sie hat psychisch Kranke bzw. 

Menschen mit geistiger oder körperlicher Behinderung im Rahmen von ambulant be-

treutem Wohnen in S. zu betreuen. 

 

Mit Schreiben vom 18.07.2013, Eingang bei der Beklagten am 29.07.2013, beantrag-

te der Kläger bei der Beklagten die Zustimmung zur Einstellung und Eingruppierung 

zum 01.09.2013. Die Beklagte beantragte am 31.07.2013, die Frist gemäß § 33 Abs. 

2 MAVO um eine Woche zu verlängern. Am 12.08.2013 hat die Beklagte der Einstel-

lung, nicht jedoch der vorgesehenen Eingruppierung zugestimmt. Die Beklagte sieht 

die von der Mitarbeiterin auszuübende Tätigkeit als eine schwierige an und hält eine 

Eingruppierung in die Entgeltgruppe S 12 für geboten. Am 09.09.2013 fand das Eini-

gungsgespräch der Parteien statt. Mit Schreiben vom 10.09.2013 verweigerte die 

Beklagte unter Hinweis auf ihre bisherige Auffassung die Zustimmung. 

 

Frau D. ist aktuell mit einem Beschäftigungsumfang von 35 % im ambulant betreuten 

Wohnen für psychisch Kranke der Caritas S. angestellt. Sie hat derzeit 3 Personen 

zu betreuen. Das betreute Einzel- und Paarwohnen ist ein Hilfeangebot zur Förde-
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rung der selbstständigen Lebensführung behinderter Personen. Es richtet sich an 

volljährige Menschen mit wesentlicher geistiger, körperlicher und / oder seelischer 

Behinderung, die voraussichtlich längere Zeit sozialpädagogische / sozialpsychiatri-

sche Hilfe im Bereich Wohnen benötigen. Die Maßnahme ist für psychisch kranke 

Menschen gedacht, die aufgrund der Art, Schwere und Dauer der Erkrankung unter 

seelischen Behinderungen und sozialen Beeinträchtigungen leiden, die aufgrund des 

chronischen Verlaufs nicht mehr oder noch nicht zu einer selbstständigen Lebensfüh-

rung in der Lage sind und für solche, die langfristig und mehrfach in psychiatrischen 

Krankenhäusern behandelt wurden. 

 

Die Aufgaben der Mitarbeiterin sind: 

 durch Beratung, motivierende Gespräche, Anleitung und Kontrolle, stützende 
Maßnahmen die Menschen zu befähigen, 

o individuelle Grundversorgung wie Ernährung und Körperpflege 
selbstständig und regelmäßig durchzuführen, 

o die alltägliche Lebensführung wie Einkauf, Aufräumen, Umgang mit 
Geld etc. weitestgehend selbstständig zu bewältigen, 

 Maßnahmen zur sozialen Existenzsicherung, Hilfen zur Regelung sämtlicher 
behördlicher und sonstiger sozialanwaltschaftlicher Angelegenheiten, 

 Unterstützen, Begleiten und Vermitteln bei Wohnungssuche und -angelegen-
heiten, 

 Absprache und Durchführung von Arztterminen, Anleitung und Kontrolle der 
Medikamenteneinnahme, 

 Vermittlung und Aufklärung bei dysfunktionaler Kommunikations- und Kon-
taktgestaltung zum sozialen Umfeld vor dem Hintergrund meist nicht konsen-
susrealitätsadäquater Wahrnehmungsverarbeitungsmuster der Klientel, 

 ziel- und bedürfnisorientierte Erarbeitung einer Tagesstruktur und Freizeitge-
staltung, Vermittlung und Begleitung zu Kontakt- und Freizeitangeboten, dabei 
Vor- und Nachbereitung / Reflexion des Erlebten insg. 45 % 

 ambulante Krisenintervention (aufgrund traumatischer Erlebnisse sowie chro-
nisch schwer depressiver oder psychotischer Symptommanifestation reagie-
ren Betroffene auf bereits geringe Belastung häufig mit vor allem suizidalen 
Krisen, aber auch mit fremdgefährdenden Impulsen) 30 % 

 fallbezogene und fallübergreifende Kooperation mit allen ärztlich-psychiatri-
schen, sozialpsychiatrischen und psychotherapeutischen Akteuren im statio-
nären wie ambulanten Bereich, Kooperationskontakte mit gesetzlichen Betreu-
er/innen u. a. Leistungserbringern 10 % 

 Beratung von Angehörigen der Zielgruppe 5 % 
 Hilfeplanung 3 % 
 Einzelfalldokumentation / Dokumentation des Betreuungsprozesses 2 % 
 fachliche Anleitung und Begleitung der Hilfen aus dem sozialen Umfeld, der 

allgemeinmedizinischen sowie sozialen Hilfen und deren Koordination 5 % 
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Der Kläger ist der Auffassung, dass die Mitarbeiterin in die Entgeltgruppe S 11 ein-

zugruppieren ist. Es könne dabei nicht von einer schwierigen Tätigkeit im Sinne der 

Entgeltgruppe S 12 ausgegangen werden. Allein der Umstand, dass die Mitarbeiterin 

mit behinderten Menschen bzw. psychisch kranken Menschen zu tun habe, genüge 

dafür nicht. Menschen mit solchen Beeinträchtigungen seien nicht in der Ziffer 11 der 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 aufge-

nommen worden. Es müsse auch berücksichtigt werden, dass die Anlage 33 von ei-

ner einrichtungsbezogenen Betrachtung ausgehe, was sich auch aus den aufgeführ-

ten Beispielen erkennen lasse. Abgestellt werde dabei auf Behinderte und psychisch 

Kranke, die nicht mehr im häuslichen Bereich betreut werden können. Bei der Mitar-

beiterin gehe es gerade darum, dass sie die Unterstützung im häuslichen Umfeld 

biete. Es müsse auch gesehen werden, dass das Tatbestandsmerkmal „schwierige 

Tätigkeit“ nicht identisch sei mit dem „Fachdienst“ der früher geltenden Regelung. 

Die Haupttätigkeit der Mitarbeiterin liege in der Beratung, wobei die Mitarbeiterin aber 

keine schwierige Fachberatung zu erbringen habe. 

 

 

Der Kläger beantragt:  

die von der Mitarbeitervertretung verweigerte Zustimmung zur Eingruppie-

rung der Mitarbeiterin D. in Entgeltgruppe S 11, Anhang B, Anlage 33 AVR 

(Entgeltstufe 5) zu ersetzen. 

 

Die Beklagte beantragt: Klageabweisung 

 

 

Dazu bringt sie vor, die Arbeit mit psychisch Kranken sei bis zum 01.01.2011 als be-

sonders schwierige Tätigkeit anerkannt gewesen. Hieran habe sich auch danach 

nichts geändert. Aus den Aufgaben und der Zielgruppe ergebe sich, dass die Tätig-

keit der Mitarbeiterin einer schwierigen Fachberatung entspreche und durch die in-

tensive Betreuung sogar darüber hinaus gehe. 

 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf deren Schriftsätze nebst An-

lagen Bezug genommen. 
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Entscheidungsgründe: 

 

Die zulässige Klage ist nicht begründet. 

 

I. 

 

1.  

Dem vorliegenden Verfahren liegt ein Rechtsstreit aus der Mitarbeitervertretungs-

ordnung zugrunde. Der Kläger begehrt die Ersetzung der Zustimmung nach § 33 

Abs. 4 MAVO. Die Zuständigkeit des Kirchlichen Arbeitsgerichts ist somit gegeben (§ 

2 Abs. 2 KAGO).  

 

2. 

Das vorgeschriebene Einigungsverfahren wurde ordnungsgemäß durchgeführt, ins-

besondere hat die Beklagte ihre Zustimmung zur Eingruppierung innerhalb der Fris-

ten nach § 33 Abs. 2 und Abs. 3 MAVO unter Hinweis auf einen zulässigen Verwei-

gerungsgrund, Verstoß gegen eine kircheneigene Ordnung, falsche Eingruppierung 

nach AVR, verweigert. Die Beklagte hat am 31.07.2013 Antrag auf Verlängerung der 

Frist nach § 33 Abs. 2 MAVO um eine Woche gestellt. Der Kläger hat die Frist an-

tragsgemäß verlängert. Am 12.08.2013, somit innerhalb der verlängerten Frist, hat 

die Beklagte unter Hinweis, dass die Mitarbeiterin in die Entgeltgruppe S 12 einzu-

gruppieren sei, ihre Zustimmung verweigert. Die Einigungsverhandlung vom 

09.09.2013 blieb ohne Erfolg. 

 

II. 

 

1.  

Die Klage ist aber nicht begründet, weil die vorgesehene Eingruppierung in die Ent-

geltgruppe S 11 Anhang B Anlage 33 der AVR nicht zutreffend ist, da darüber hinaus 

auch die Voraussetzungen der Entgeltgruppe S 12 gegeben sind. 
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2.  

Die Eingruppierung eines Mitarbeiters ist dessen Einordnung in ein vorgegebenes 

Entgeltschema. Es geht dabei darum festzulegen, welche Vergütungsgruppe bzw. 

Entgeltgruppe den Tätigkeitsmerkmalen, die der neu eingestellte Mitarbeiter insge-

samt und nicht nur vorübergehend auszuüben hat, entspricht. Bei der Eingruppierung 

handelt es sich um einen Akt der Rechtsanwendung zwischen dem Dienstgeber und 

dem Mitarbeiter. Hieran ist die Mitarbeitervertretung zu beteiligen um sicherzustellen, 

dass die Anwendung allgemeiner oder interpretationsbedürftiger Vergütungsmerkma-

le auf den Einzelfall zutreffend erfolgt (Thiel / Fuhrmann / Jüngst, MAVO, 7. Aufl., § 

35, Rn. 5). 

 

a. Maßgebend für die Eingruppierung ist im vorliegenden Verfahren die AVR, da der 

Kläger dem deutschen Caritasverbands angehört. Die Mitarbeiterin D. ist im sozialen 

Bereich tätig, weshalb die Eingruppierung nach der Anlage 33 der AVR (Besondere 

Regelungen für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst) zu erfolgen hat. 

b. Die Mitarbeiterin ist in die Vergütungsgruppe einzugruppieren, deren Tätigkeits-

merkmale der gesamten von ihr nicht nur vorübergehend auszuübenden Tätigkeit 

entspricht, wobei die gesamte auszuübende Tätigkeit in den Tätigkeitsmerkmalen 

einer Vergütungsgruppe entspricht, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvor-

gänge anfallen, die für sich genommen ein Tätigkeitsmerkmal oder mehrere Tätig-

keitsmerkmale dieser Vergütungsgruppe erfüllen  (Anlage 1 I (b) i. V. m. § 1 Abs. 2 

Anlage 33 AVR). 

c. Der Bezugspunkt der Eingruppierung nach der AVR ist der Arbeitsvorgang als 

maßgebende Einheit für die Zuordnung zu einem Tätigkeitsmerkmal (BAG, 4 AZR 

13/08). 

Unter einem Arbeitsvorgang ist unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätigkeiten 

bei Berücksichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Übung nach tatsächlichen Ge-

sichtspunkten eine abgrenzbare und rechtlich selbstständig zu bewertende Arbeits-

einheit der zu einem bestimmten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit des Mitarbei-

ters zu verstehen (BAG, 4 AZR 736/00; 4 AZR 5/09 m. w. N.; Kirchliches Arbeitsge-

richt Diözese Rottenburg Stuttgart, AS 07/12 und AS 19/11). Für die Beurteilung 

kommt es entscheidend auf das gewünschte Arbeitsergebnis an. Wenn es tatsäch-

lich möglich ist, Tätigkeiten von unterschiedlicher Wertigkeit abzutrennen, werden 
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diese nicht zu einem Arbeitsvorgang zusammengefasst (BAG und Kirchliches Ar-

beitsgericht Diözese Rottenburg-Stuttgart, a.a.O.). 

Die der Mitarbeiterin D. übertragenen Aufgaben sind alle darauf ausgerichtet, die 

behinderten Menschen, für die sie verantwortlich ist, dabei zu unterstützen, dass es 

ihnen möglich wird, ihr Leben selbstständig zu gestalten. Alle beschriebenen Einzel-

aufgaben dienen diesem Ziel. Es ist daher nicht möglich, innerhalb der Einzelaufga-

ben solche herauszunehmen, die nicht im Zusammenhang mit dieser Zielsetzung 

stehen. Es ist somit von einem einheitlichen Arbeitsvorgang auszugehen. 

 

3. 

Die Mitarbeiterin D. erfüllt unstreitig die Voraussetzungen der Entgeltgruppe S 11 

„Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechen-

der Tätigkeit“. Frau D. ist Diplom-Sozialpädagogin. Sie arbeitet mit volljährigen Men-

schen mit wesentlicher geistiger, körperlicher und / oder seelischer Behinderung. Die 

Unterstützung dieser Menschen in allen Bereichen der täglichen Lebensführung ist 

ihre Aufgabe. Dies entspricht einer typischen Tätigkeit einer Sozialpädagogin. 

 

4. 

Bei der Mitarbeiterin D. liegen darüber hinaus auch die Voraussetzungen der Ent-

geltgruppe S 12 vor. Diese Entgeltgruppe unterscheidet sich von der Entgeltgruppe S 

11 nur darin, dass es sich bei den auszuübenden Tätigkeiten um schwierige Tätigkei-

ten handeln muss. 

Das Tatbestandsmerkmal der schwierigen Tätigkeit wird in der Anmerkung 11 zu den 

Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 Anhang B zur Anlage 33 durch 

konkrete Beispiele (Regelbeispiele) näher erläutert, wobei die dort aufgeführten Tä-

tigkeiten nicht abschließend sind. Trifft eines der dort aufgeführten Tätigkeitsmerk-

male zu, dann ist ohne weiteres von einer schwierigen Tätigkeit auszugehen. Wird 

kein Tätigkeitsmerkmal erfüllt, ist auf den allgemeinen Begriff zurückzugreifen, wobei 

aber dann dessen Bestimmung von den Maßstäben der Beispiele aus zu erfolgen 

hat (BAG, Urteil vom 20.03.1996, 4 AZR 967/94; Kirchliches Arbeitsgericht der Diö-

zese Rottenburg-Stuttgart, Urteil vom 20.01.2012, AS 19/11). Schwierige Tätigkeiten 

liegen danach vor, wenn sie sich aus der Normaltätigkeit herausheben, wenn im 

Vergleich zu den einfachen Arbeiten ein höherer Aufwand an gedanklicher Arbeit 

oder andersartige qualifizierte Fähigkeiten gefordert sind oder besondere Anforde-
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rungen an den Verstand oder die Konzentrationsfähigkeit gestellt werden (BAG, Ur-

teil vom 10.12.1975, 4 AZR 41/75; Kirchliches Arbeitsgericht der Diözese Rotten-

burg-Stuttgart, Urteil vom 26.08.2011, AS 11/11). Da vorliegend die von der Mitarbei-

terin auszuübende Tätigkeit als ein einheitlicher Arbeitsvorgang zu betrachten ist 

(vgl. oben II.2.c.), ist es ausreichend, wenn das Heraushebungsmerkmal innerhalb 

des Arbeitsvorgangs in einem rechtlich erheblichen Ausmaß vorliegt (BAG, NZA-RR 

2008, 189; Kirchliches Arbeitsgericht der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Urteil vom 

20.01.2012, AS 19/11). Auf den genauen Umfang oder gar ein Überwiegen der das 

Heraushebungsmerkmal erfüllenden Tätigkeit kommt es nicht an (BAG, NZA-RR 

2009, 651; Kirchliches Arbeitsgericht der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Urteil vom 

20.01.2012, AS 19/11). 

Die von der Mitarbeiterin auszuübende Tätigkeit wird von keinem der in der Anmer-

kung 11 des Anhangs B der Anlage 33 AVR genannten Beispiele erfasst. Insbeson-

dere kann, entgegen dem Vorbringen der Beklagten, auch nicht von einer schwieri-

gen Fachberatung (Anmerkung 11f) oder einer eigenverantwortlichen Tätigkeit (An-

merkung 11h) ausgegangen werden. 

Aber die von der Mitarbeiterin auszuübenden Tätigkeiten entsprechen in ihrer Wer-

tigkeit den in der Anmerkung 11 des Anhangs B der Anlage 33 der AVR aufgeführten 

Beispiele für „schwierige Tätigkeiten“. Wie bei den aufgeführten Tätigkeiten hat sie 

mit Menschen zu tun, die typischerweise mit besonders vielgestaltigen oder umfang-

reichen Problemen belastet sind (BAG, NZA-RR 2009, 651 [653]; Kirchliches Ar-

beitsgericht der Diözese Rottenburg-Stuttgart, Urteil vom 20.01.2012, AS 19/11). Die 

zu Betreuenden sind Menschen mit wesentlicher geistiger, körperlicher und / oder 

seelischer Behinderung. Zu den Aufgaben der Mitarbeiterin gehört nach der Stellen-

beschreibung des Klägers in einem Umfang von 30 % die ambulante Kriseninterven-

tion, da aufgrund traumatischer Erlebnisse sowie chronisch-depressiver oder psycho-

tischer Symptommanifestation diese Personen auf geringe Belastungen häufig mit 

vor allem suizidalen Krisen, aber auch mit fremdgefährdenden Impulsen reagieren. 

Menschen in derartigen Ausnahmesituationen zu betreuen, ist eine besondere He-

rausforderung. 

 

5. 

Die Gesamtbetrachtung der von der Mitarbeiterin zu erbringenden Tätigkeiten ergibt, 

dass diese den Anforderungen an das Heraushebungsmerkmal „schwierigen Tätig-
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keiten i. S. d. Entgeltgruppe S 12 Ziffer 1 des Anhangs B der Anlage 33 der AVR er-

füllen.  

 

Die Klage ist somit abzuweisen, weil die vorgesehene Eingruppierung in die Entgelt-

gruppe S 11 nicht zutreffend ist. 

 

III. 

 

Gemäß § 12 Abs. 1 KAGO werden im Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für 

Arbeitssachen Gebühren nicht erhoben.  

 

IV. 

 

Die Revision gegen das Urteil wird nicht zugelassen, da die Rechtssache weder 

grundsätzliche Bedeutung hat, noch von einer Entscheidung des Kirchlichen Arbeits-

gerichtshofes oder eines anderen Kirchlichen Arbeitsgerichts abgewichen wird (§ 47 

Abs. 2 KAGO).  

 
 
 
 
 
 

RECHTSMITTELBELEHRUNG 
 

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden. Die 
Beschwerde ist beim Kirchlichen Arbeitsgerichtshof – Adresse: Kirchlicher Arbeitsge-
richtshof für die deutschen Diözesen, Kaiserstraße 161, 53113 Bonn, Telefax: 0228 
103-5369 – innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils schrift-
lich einzulegen. Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 
Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen 
Urteils zu begründen. Die Begründung ist beim Kirchlichen Arbeitsgerichthof einzu-
reichen. In der Begründung muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 
dargelegt oder die Entscheidung, von welcher das Urteil abweicht, oder der Verfah-
rensmangel bezeichnet werden. 
Wird auf die Beschwerde die Revision zugelassen, so können Sie gegen das Urteil 
des Kirchlichen Arbeitsgerichts die Revision zum Kirchlichen Arbeitsgerichtshof ein-
legen. Die Revision kann nur darauf gestützt werden, dass das Urteil des Kirchlichen 
Arbeitsgerichts auf der Verletzung einer Rechtsnorm beruht. Die Revision ist binnen 
einer Frist von einem Monat nach Zustellung des Beschlusses, in dem die Revision 
zugelassen worden ist, beim Kirchlichen Arbeitsgerichtshof – Adresse: Kirchlicher 
Arbeitsgerichtshof für die deutschen Diözesen, Kaiserstraße 161, 53113 Bonn, Tele-
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fax: 0228 103-5369 – schriftlich einzulegen. Die Revision muss das angefochtene 
Urteil bezeichnen. 
Die Revision muss innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Beschlusses, in 
dem die Revision zugelassen worden ist, begründet werden. Die Begründung ist bei 
dem Kirchlichen Arbeitsgerichtshof einzureichen. Die Begründung muss einen be-
stimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel 
gerügt werden, die Tatsachen angeben, die den Mangel ergeben. 
 

 

 

 

Mayerhöffer Schmid Swacek 

Vorsitzender Richter am 
Kirchlichen Arbeitsgericht 

Beisitzende Richterin am 
Kirchlichen Arbeitsgericht 

Beisitzender Richter am 
Kirchlichen Arbeitsgericht 

 


